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Stadt Bergisch Gladbach 

Der Bürgermeister 

 Datum 

 15.06.2021 
 Ausschussbetreuender Fachbereich 

 Stabsstelle Kämmerei 
 Schriftführung 
 Anna-Lena Rohde 

 Telefon-Nr. 
 02202-142612 

  

 

Niederschrift 

Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften 
Sitzung am Donnerstag, 04.03.2021 

Sitzungsort 

Ratssaal des Rathauses Bensberg, Wilhelm-Wagener-Platz 1, 51429 Bergisch Gladbach 

Sitzungsdauer (Uhrzeit von / bis) 

17:00 Uhr – 19:05 Uhr 

Unterbrechungen (Uhrzeit von / bis) 
 

18:40 – 18:50 Uhr 
 

Sitzungsteilnehmer 
Siehe Protokollierung unter TOP Ö 1 
 

Tagesordnung 

Ö Öffentlicher Teil 

1 Eröffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung der 
ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfähigkeit 

  
 

2 Genehmigung der Niederschrift der vergangenen Sitzung - öffentlicher Teil 
  

 
3 Mitteilungen der/des Ausschussvorsitzenden 
  

 
4 Mitteilungen des Bürgermeisters 
  

 
5 Planung nach dem KiBiz2020 für das Kindergartenjahr 2021/2022 
 0008/2021 

 
6 Förderung der Investitions- und Betriebskosten für die Erweiterung der Ev. 

Kindertagesstätte Schildgen um eine Gruppe 
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 0015/2021 
 

7 Förderung der Investitions- und Betriebskosten für die Erweiterung der Ev. 
Kindertagesstätte Heidkamp um eine Gruppe 

 0078/2021 
 

8 Richtlinienänderung zur Förderung der Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendarbeit 

 0096/2021 
 

9 Kinder- und Jugendförderplan 2021- 2025 
 0009/2021 

 
10 Förderung der Investitionskosten für die Neubaumaßnahme Reiser/Mondsröttchen 
 0095/2021 

 
11 Digitalisierung der Schulen in Bergisch Gladbach | Stadt Bergisch Gladbach + 

BSV 
 0113/2021 

 
12 Plätze im Außerunterrichtlichen Angebot – Planung für das Schuljahr 2021/22 
 0100/2021 

 
13 Umsetzung der E-Government-Strategie 
 0146/2021 

 
14 Fortschreibung des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
 0079/2021/1 

 
15 Wirtschaftsplan 2021 der GL Service gGmbH 
 0548/2020 

 
16 V. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für den 

Rettungsdienst der Stadt Bergisch Gladbach 
 0144/2021 

 
17 VI. Nachtragssatzung zur Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für 

Sondernutzungen an öffentlichen Straßen –Sondernutzungssatzung– 
 0150/2021 

 
18 Betrachtung der Handlungsoptionen bezüglich des Schulbaus in Bergisch 

Gladbach 
 0136/2021 

 
19 Entwurf des Stellenplans für das Haushaltsjahr 2021 
 0448/2020 

 
20 Haushalt 2021 
 0159/2021 

 
21 Regelungen für die Übertragung von Ermächtigungen 
 0147/2021 

 
22 HSK-Controllingbericht zum 31.12.2020 
 0156/2021 

 
23 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen 2020 
 0149/2021 
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24 Grundlagenprogramm zum Klimaschutz 
 0013/2021 

 
25 Anträge der Fraktionen 
  

 
25.1 Antrag der CDU-Fraktion vom 11.01.2021 "Lokaler Einzelhandel und lokale 

Wirtschaft fördern - kostenlose Parkzeit auch in 2021 verlängern" 
 0057/2021 

 
25.2 Antrag der Fraktion BÜRGERPARTEI GL vom 20.12.2020 (eingegangen am 

21.12.2020): "Pilotprojekt zur Betriebskosteneinsparung durch Installation einer 
Photovoltaikanlage" 

 0566/2020/1 
 

25.3 Antrag der Freien Wählergemeinschaft für den Ausschuss für Finanzen, 
Beteiligungen und Liegenschaften vom 15.02.2021 - "Neubau eines Schul- und 
Vereinsschwimmbades" 

 0153/2021 
 

26 Anfragen der Ausschussmitglieder 
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Protokollierung 

Ö Öffentlicher Teil 

 
1. Eröffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung 

der ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Einberufung sowie der 
Beschlussfähigkeit 

  
Der Ausschussvorsitzende, Herr Klaus Orth, eröffnet die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße 
und rechtzeitige Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. 
 
Herr Orth erläutert, dass neben Frau Scheerer, die künftig Frau Gerhardus ersetzen werde, auch 
Herr Held, Herr Röhr und Herr Sonnenberg am heutigen Tage das erste Mal am Ausschuss für 
Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften teilnähmen. 
 
Folgende Ausschuss- und Verwaltungsmitglieder nehmen an der heutigen Sitzung teil: 
 
CDU-Fraktion: 
 
Birgit Bischoff 
Hans-Josef Haasbach 
Christian Held 
Harald Henkel 
Rolf-Dieter Schacht 
Helga Kivilip 
 
Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN: 
 
Claudia Bacmeister 
Anna-Maria Scheerer 
Collin Eschbach 
Dr. Friedrich Bacmeister 
Jürgen Tischmacher 
 
SPD-Fraktion: 
 
Klaus W. Waldschmidt 
Klaus Orth 
Michael Zalfen 
 
AfD-Fraktion: 
 
Hendrik Sonnenberg 
 
FDP-Fraktion: 
 
Dr. Alexander-Simon Engel 
 
Fraktion Freie Wählergemeinschaft 
 
Rainer Röhr 
 
Fraktion Bürgerpartei GL 
 
Thomas Klein 
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Verwaltung 
 
Thore Eggert – Stadtämmerer 
Michael Möller – Fachbereichsleitung 1 
Harald Schäfer – Fachbereichsleitung 2 
Dettlef Rockenberg – Fachbereichsleitung 4 
Stephan Dekker – Fachbereichsleitung 7 
Jörg Köhler – FB 3-37 
Marcel Böttcher – VVI-2 
Volker Rogowski – VVI-2 
Petra Weymans – FB 4-41 
Petra Liebmann-Buhleier – FB 5-55 
Karola Möltgen – FB 2-2 
 
Schriftführung: Anna-Lena Rohde – FB 2-1 
 
 
Unter Verlesung des Verpflichtungstextes führt der Vorsitzende Hendrik Sonnenberg (AfD-
Fraktion) als neuen sachkundigen Bürger in sein Amt ein. 
 
 
Herr Orth informiert die Teilnehmer über die heutigen Beratungsunterlagen: 
 
Einladung vom 19.02.2021 
mit den dazugehörigen Anlagen und einigen Vorberatungsergebnissen 
 
Schreiben mit Vorberatungsergebnissen vom 26.02.2021 
Die Beratungsergebnisse aus dem Planungsausschuss und dem gestrigen Hauptausschuss 
werden als Tischvorlagen oder mündlich vorgetragen. 
 
Tischvorlagen 
 

• Zu TOP Ö 10 Förderung der Investitionskosten für die Neubaumaßnahme Reiser / 

Mondsröttchen 

Vorabauszug aus der Niederschrift des Jugendhilfeausschusses (Korrektur des 

Beschlussvorschlags) 
 

• Zu TOP Ö 11 Digitalisierung der Schulen in Bergisch Gladbach / Stadt Bergisch 

Gladbach und Berufsschulverband (BSV) 

Zusätzlich zur Beschlussempfehlung des Ausschusses für Schule und Gebäudewirtschaft 

(siehe Vorberatungsergebnisse aus Einladung) eine Tischvorlage der Verwaltung aus dem 

Hauptausschuss im Zusammenhang mit dem Stellenplan (TOP Ö 19) 

 

• Zu TOP Ö 13 Umsetzung der E-Government-Strategie 

Tischvorlage der Verwaltung aus dem Hauptausschuss (Teilhaushalt des FB 1; somit auch 

zu TOP Ö 20 Haushalt 2021) 
 

• Zu TOP Ö 16 V. Nachtragssatzung zur Satzung über die Gebühren für den 

Rettungsdienst der Stadt Bergisch Gladbach 

Tischvorlage der Verwaltung mit den finanziellen Auswirkungen 
 

• Zu TOP Ö 19 Stellenplan für das Haushaltsjahr 2021 (alle vorberaten im 

Hauptausschuss) 

o Tischvorlage der Verwaltung aus dem Hauptausschuss zur Schuldigitalisierung 

(siehe bereits vorstehend zu TOP Ö 11) 

o Antrag der CDU-Fraktion vom 02.03.2021 „Stärkung der öffentlichen 

Kultureinrichtungen in Bergisch Gladbach“ 
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o Antrag der Fraktionen DIE GRÜNEN, SPD und FDP vom 02.03.2021 

„Kulturpolitisches Leitbild“ (hier: kein ku-Vermerk im Kulturbüro) 

o Antrag der CDU-Fraktion vom 02.03.2021 zum Stellenplan 2021 

o Antrag der Fraktionen DIE GRÜNEN, SPD und FDP vom 02.03.2021 „Stelle einer / 

eines Beauftragte*n für den Rad- und Fußverkehr“ 

o Vorabauszug aus der Niederschrift des Planungsausschusses: mündlicher Antrag 

von Herrn Waldschmidt, zwei weitere Planerstellen nach EG 12 mit einem 

Sperrvermerk (Aufhebung durch den Planungsausschuss) einzurichten 

o Antrag der CDU-Fraktion vom 03.03.2021 „Ein starkes Ehrenamtsbüro aufbauen“ 
 

 

• Zu TOP Ö 20 Haushalt 2021 

 

o Tischvorlage der Verwaltung mit den finanziellen Auswirkungen zur 

Rettungsdienstgebührensatzung (siehe bereits vorstehend zu TOP Ö 16) 

o Antrag der Fraktionen DIE GRÜNEN, SPD und FDP vom 19.02.2021 „Finanzielle 

Zuwendung für den Verein Die Platte e.V.“ 

o Antrag der Fraktionen DIE GRÜNEN, SPD und FDP vom 02.03.2021 

„Kulturpolitisches Leitbild“ (hier: 25.000 € für externe Expertise) 

o Antrag der CDU-Fraktion vom 02.03.2021 zum Stellenplan 2021 (siehe bereits 

vorstehend zu TOP Ö 19) 

o Antrag der CDU-Fraktion vom 02.03.2021 „Kosten für Parkleitsystem Bensberg in 

den Haushalt 2021 aufnehmen“ 

o Antrag der Fraktionen DIE GRÜNEN, SPD und FDP vom 02.03.2021 „Neubau des 

Schwimmbades Mohnweg in der Variante 25 x 10 Meter“ 

o Antrag der CDU-Fraktion vom 02.03.2021 „Förderung der Wiederaufforstung“ 

 
Aufgrund der finanziellen Auswirkungen einzelner Tagesordnungspunkte auf den Haushalt 2021 
schlägt Herr Orth vor, folgende Punkte in der Tagesordnung vorzuziehen: 
 

• TOP Ö 24 Grundlagenprogramm zum Klimaschutz als neuer TOP Ö 19.1 

• TOP Ö 25.1 CDU-Antrag zur „Brötchentaste“ als neuer TOP Ö 19.2 

• TOP Ö 25.3 Antrag der Freien Wähler „Neubau eines Schul- und Vereinsschwimmbades 

als neuer TOP Ö 19.3 – hierzu würde dann auch der Antrag der Fraktionen DIE GRÜNEN, 

SPD und FDP behandelt werden 

• TOP Ö 19 Stellenplan als neuer TOP Ö 19.4 

Die Änderung der Tagesordnung wird einvernehmlich festgelegt. 
 

 
 
2. Genehmigung der Niederschrift der vergangenen Sitzung - öffentlicher Teil 
  
Die Ausschussmitglieder beschließen, dass die Genehmigung der Niederschrift der vergangenen 
Sitzung am 10.12.2020 auf die nächste Sitzung vertagt wird, da die Zustellung nicht rechtzeitig 
erfolgte. 
 
 
 
3. Mitteilungen der/des Ausschussvorsitzenden 
  
Keine 
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4. Mitteilungen des Bürgermeisters 
  
Herr Orth begrüßt Thore Eggert als neuen Stadtkämmerer im Ausschuss für Finanzen, 
Beteiligungen und Liegenschaften. 
 
Es liegen keine Mitteilungen vor. 
 

 
 
5. Planung nach dem KiBiz2020 für das Kindergartenjahr 2021/2022 
 0008/2021 

 
Der Ausschuss fasst einstimmig folgenden Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Bedarfsplanung nach dem Kinderbildungsgesetz (KiBiz2020) für das 
Kindergartenjahr 2021/2022 wird zugestimmt und die Verwaltung beauftragt, auf 
dieser Grundlage beim Land die Betriebskostenmittel für die Kindertagesstätten und 
die Kindertagespflege zu beantragen.  

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Verwirklichung von weiteren bedarfsgerechten 

Betreuungsplätzen in Kindertagesstätten, Kleinkinderhäusern, Kindertagespflege- 
und Großtagespflegestellen voranzutreiben und entsprechende Haushaltsmittel 
bereitzustellen. 

 
 
 
6. Förderung der Investitions- und Betriebskosten für die Erweiterung der Ev. 

Kindertagesstätte Schildgen um eine Gruppe 
 0015/2021 

 
Der Ausschuss fasst einstimmig folgenden Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Erweiterung der Kindertagesstätte Schüllenbusch der Ev. Kirchengemeinde 
Schildgen um eine vierte Gruppe mit 20 Plätzen wird zugestimmt. 

2. Die Baumaßnahme sowie die Ausstattung zur Einrichtung der vierten Gruppe wird 
richtliniengemäß mit 90% gefördert (81.413,50 €). 

3. Die Betriebskosten der vierten Gruppe werden ab 01.08.2021 entsprechend der 
Förderung der bereits bestehenden drei Gruppen mit 99% bezuschusst. 

 
 

 
7. Förderung der Investitions- und Betriebskosten für die Erweiterung der Ev. 

Kindertagesstätte Heidkamp um eine Gruppe 
 0078/2021 

 
Der Ausschuss fasst einstimmig folgenden Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Erweiterung der evangelischen Kindertagesstätte Martin-Luther-Str. um eine 

dritte Gruppe mit 15 Plätzen wird zugestimmt. 

2. Die investive Maßnahme zur Einrichtung der dritten Gruppe wird über die 

städtischen Richtlinien hinaus mit 99% gefördert (485.001,00 €). 
3. Einer Betriebskostenförderung der dritten Gruppe wird ab 01.08.2021 mit 99% über  

die städtischen Richtlinien hinaus zugestimmt. 
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8. Richtlinienänderung zur Förderung der Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendarbeit 

 0096/2021 
 

Der Ausschuss gibt mehrheitlich bei einer Gegenstimme der AfD-Fraktion folgende 
Beschlussempfehlung:  
 
Der Rat beschließt die geänderten Richtlinien zur Förderung der Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendarbeit in der beigefügten Fassung (Anlage 2). 

 
 

 
9. Kinder- und Jugendförderplan 2021- 2025 
 0009/2021 

 
Der Ausschuss fasst mehrheitlich bei einer Gegenstimme der AfD-Fraktion folgenden 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Kinder- und Jugendförderplan wird wie vorgelegt (Anlage 1) beschlossen.  
 

 
 
10. Förderung der Investitionskosten für die Neubaumaßnahme 

Reiser/Mondsröttchen 
 0095/2021 

 
Der Ausschuss fasst einstimmig bei einer Enthaltung der AfD-Fraktion folgenden geänderten 
Beschlussvorschlag und folgt damit der Empfehlung des Jugendhilfeausschusses:  
 
1. Der Erhöhung des Investitionskostenzuschusses aufgrund der Erhöhung der 
Landespauschalen wird zugestimmt. Die Baukosten werden mit einem Stadtzuschuss in 
Höhe von 100% gefördert (2.743.500,24 €) und die Ausstattungskosten mit 95% (309.224,77 
€) auch in Höhe von 100% (325.499,76 €) gefördert. 

 
 
 
11. Digitalisierung der Schulen in Bergisch Gladbach | Stadt Bergisch Gladbach + 

BSV 
 0113/2021 

 
Herr Orth verweist zunächst auf die Tischvorlage. 
Zum einen handele es sich um eine Aufschlüsselung der zusätzlich benötigten Stellen und zum 
anderen um den Beschluss über 1,25 Mio. € mit einem Sperrvermerk zur Kompensation 
ausfallender Fördermittel. 
 
Herr Schäfer ergänzt, dass die 1,25 Mio. € als politischer Beschluss verstanden würden. In diesem 
Umfang könnten insofern Eigenmittel eingesetzt werden, an der Veranschlagung müsse nichts 
geändert werden. Dies stelle nur eine politische Klarstellung dar, falls die Landesmittel nicht 
kämen, dürfte die Stadt einen höheren Eigenanteil einsetzen. 
 
Herr Dr. Bacmeister erläutert, dass gerade dieser Punkt etwas Sorgen bereite. Die Fraktion 
unterstütze, was zur Schuldigitalisierung beitrage, jedoch sei in den letzten Tagen deutlich 
geworden, dass Zuschussmittelkürzungen drohen, da die Hardwarekomponenten nicht in allen 
Schulen rechtzeitig fertig gestellt werden könnten, um dann für die Töpfe zwei und drei die 
Zuschussanträge stellen zu können. 
Daher stellt er die Frage an die Verwaltung, ob die für die Antragsstellung der Stufen 2 und 3 
notwendige Hardwareausstattung mit der Unterstützung durch Externe sichergestellt werden 
könnte. 
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Herr Röhr fragt, wieso die 300 MBit-Leitung in der Übergangszeit nicht hergestellt werden könnte, 
da das üblicherweise funktioniere. 
 
Herr Rockenberg antwortet, dass die Fördermittel beim Thema Breitband nicht Bedingung für die 
weiteren Fördersäulen seien. 
Beim Thema Ausleuchtung der Gebäude könne es aufgrund der vielen Baulichkeiten und der 
umfassenden Anträge zu Engpässen kommen. In jeder Schule habe eine externe Fachkraft 
geprüft, was gemacht werden müsse. Dies sei dann in das technisch-pädagogische Konzept 
schulscharf zu übersetzen. Die ersten sieben oder acht Anträge seien gestellt. Die Fördersumme 
aus dem Digitalpakt sei ein Bruchteil von dem, was benötigt werde. Sowohl die Personalsituation 
u.a. im Hochbau als auch die Antragsstellung stellten ein Problem dar. Alles, was ein Externer 
machen könne, wurde bereits eingekauft. Er gehe davon aus, dass die Förderanträge in der 
Zeitschiene nach hinten geschoben werden, damit die Kommunen mehr Zeit für die 
Antragsstellung hätten. 
Zur Rückfrage von Herrn Röhr erläutert Herr Rockenberg, dass es bei der sonstigen Ausleuchtung 
und dem LTE-Router zu Disharmonien käme. Das Ergänzungsangebot teste man im Rahmen der 
Möglichkeiten dennoch an jeder Schule, dafür seien auch zusätzliche Mittel, ca. 50 – 60.000 €, 
eingeplant worden. 
 
Herr Eggert ergänzt, er habe mit Herrn van der Meulen über den aktuellen Stand gesprochen. 
Neben dem technisch-pädagogischen Entwicklungskonzept müsse ein Schulungsnachweis der 
Lehrkräfte beigebracht werden, damit der Förderantrag gestellt werden könne, dann folge die 
Bewilligung.  Erst dann könne man in die Umsetzungausschreibung bzw. die Durchführung gehen. 
Parallel dazu schreibe der Fachbereich 8 die Ingenieurleistungen bis zur Phase 6 aus. 
Normalerweise gebe es fixe Förderrichtlinien, aber in diesem Falle komme es teilweise zu 
Nachforderungen, die städtischerseits nicht zu verantworten seien. Bis zum 31.12.2021 sollten alle 
Anträge gestellt worden und die Ingenieurausschreibungen auf dem Markt sein. Danach gehe es 
bis 2024 in die Genehmigung und Abwicklung. Man sei mit aller Kraft und Energie an der Sache, 
es gebe ein gutes Schnittstellenmanagement zwischen den Fachbereichen 4 und 8 und alles, was 
hätte extern vergeben werden können, sei bereits vergeben worden. 
 
Herr Dr. Bacmeister bedankt sich für die Ausführungen. Er weist noch einmal darauf hin, dass, 
sofern etwas extern ausgeschrieben werden könne, darüber bitte sofort informiert werden möchte. 

 
Der Ausschuss fasst einstimmig bei einer Enthaltung der AfD-Fraktion folgenden geänderten 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der IT-Support an den Schulen wird künftig bedarfsgerecht mit externer Unterstützung in 

perspektivischem Umfang von aktuell 10 Stellen geleistet. Dafür sind im Haushalt ab 
2022 Mittel in Höhe von rd. 1 Mio. Euro vorzusehen. 

 
2. Das interne Personal für den IT-Support in 4-40 wird von aktuell 2 auf aktuell 

bedarfsbezogen 7 Stellen im Stellenplan aufgestockt. 
 
3. Für die Übergangszeit bis zum voll funktionsfähigen IT-Support werden für die 

Haushaltsjahre 2021 und 2022 zusätzliche konsumtive Mittel in Höhe von gesamt 450.000 
Euro eingestellt. 

 
4. Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob die (noch) unzureichende Internet-

Breitbandversorgung übergangsweise durch die Zurverfügungstellung von 
Mobilfunktarifen mit 300 Mbit-Technik ausgeglichen werden kann. 

 
5. Zur Kompensation evtl. ausfallender Mittel aus dem DigitalPakt in Höhe von 1,25 Mio. 

Euro zur Förderung der Schuldigitalisierung wird eine politische Garantieerklärung 
abgegeben, diesen Ausfall mit eigenen Mitteln zu begleichen.  
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12. Plätze im Außerunterrichtlichen Angebot – Planung für das Schuljahr 2021/22 
 0100/2021 

 
Herr Klein fragt, was die Verwaltung zur Bedarfsdeckung unternehme, damit die Deckung den 
tatsächlichen Bereich erklimme, der benötigt werde. 
 
Herr Orth erläutert, dass die Vorlage die Antwort auf die Frage gebe. Die Planung aus der Vorlage 
sei das, was die Verwaltung im nächsten Schuljahr realisieren möchte. 
Der Ausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig bei einer Enthaltung der AfD-Fraktion folgenden 
Beschlussvorschlag: 
 
Im Schuljahr 2021/22 werden bis zu 3.100 Plätze im Außerunterrichtlichen Angebot an den 
Offenen Ganztagsgrundschulen gefördert. 

 
 
 
13. Umsetzung der E-Government-Strategie 
 0146/2021 

 
Herr Orth verweist auf die Tischvorlage dieses Tagesordnungspunktes. 
 
Herr Henkel verweist auf die Begründung im Hauptausschuss und führt an, dass von Seiten der 
CDU-Fraktion davon ausgegangen werde, dass die Summe aufgrund von Change-Minding-
Management und Schulungen etc. nicht reichen werde. 
 
Herr Eggert bedankt sich für die Wortmeldung von Herrn Henkel und erläutert, dass quartalsweise 
ein Fortschrittsbericht erstellt oder in jedem Hauptausschuss berichtet werde, wo man zurzeit 
stehe. Der Personalaufwuchs solle klug und sinnig benannt werden, daher nehme er das Thema 
noch einmal auf. 
 

 
Der Ausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig folgenden Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Bergisch Gladbach beschließt die Bereitstellung der notwendigen 
finanziellen Mittel in Höhe von insgesamt 1.252.000 € für die nächsten vier Haushaltsjahre 
zur Umsetzung der E-Government-Strategie. 

 
  
 
14. Fortschreibung des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
 0079/2021/1 

 
Herr Zalfen informiert darüber, dass die Verwaltung zugesichert habe, jährlich im Ausschuss für 
Infrastruktur und Umwelt, Sicherheit und Ordnung über den aktuellen Stand zu unterrichten. 
 
Herr Dr. Bacmeister äußert nochmalig den Wunsch der ortsnahen Verwendung, Versickerung des 
Regenwassers und das Eingehen auf die Herausforderung der Zukunft. 
 
Herr Röhr hinterfragt, ob die 5 %ige kalkulatorische Verzinsung bei einer 50-jährigen 
Abschreibungszeit ab 2027 sinnvoll sei. Außerdem bitte auch er, die Versickerung des 
Regenwassers in den Vordergrund zu stellen. 
 
Herr Klein bemängelt, dass an dieser Stelle kein neues verbessertes Konzept sondern nur eine 
Fortschreibung des bisherigen vorliege. Auch er spreche sich für eine ortsnahe Verwendung des 
Regenwassers aus und kritisiere die direkte Ableitung in die Kanalisation. 
Er führt auf, dass auf der letzten Seite des Abwasserbeseitigungskonzeptes drei Spalten zu sehen 
seien (Kosten 2015, Kosten 2021 und Kosten 2021 neu), bei denen er nicht verstünde, warum in 
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den normalen Plankosten für 2021 die 24 Mio. € Dauermaßnahmen nicht enthalten seien, weil 
auch diese in der Reparatur und Instandhaltung hätten enthalten seien müssen. 
 
Herr Orth sichert Herrn Klein die schriftliche Beantwortung seiner Frage zu. (Das Antwortschreiben 
ist dieser Niederschrift beigefügt.) 
 
Herr Henkel bittet darum, dass im zuständigen Ausschuss über die einzelnen Maßnahmen intensiv 
diskutiert werde, damit die Gebühren nicht zu stark steigen. 

 
Der Ausschuss gibt einstimmig folgende Beschlussempfehlung: 
 
Der Ausschuss empfiehlt – vorbehaltlich der Sicherstellung der Finanzierung im 
Wirtschaftsplan des Abwasserwerks- die Fortschreibung des 
Abwasserbeseitigungskonzeptes 2021 und beauftragt die Verwaltung, die nach § 46 
Landeswassergesetz NRW gegebene Abwasserbeseitigungspflicht auf der Grundlage des 
Abwasserbeseitigungskonzepts – Fortschreibung 2021- zu vollziehen. 

 
 

 
15. Wirtschaftsplan 2021 der GL Service gGmbH 
 0548/2020 
 
Der Ausschuss fasst einstimmig folgenden Beschlussvorschlag: 
 
Die Gesellschafterversammlung der GL Service gGmbH (GL Service) stellte, vorbehaltlich 
eines Weisungsbeschlusses des Rates, am 16.12.2020 den Wirtschaftsplan 2021 der GL 
Service nach § 10 Nr. 1 a) des Gesellschaftsvertrages fest. Der von der 
Gesellschafterversammlung getroffene Beschluss wird wie folgt gebilligt: 
 
Der Wirtschaftsplan 2021 der GL Service wird festgestellt und eine entsprechende Weisung 
i.S. §113 (1) GO NRW erteilt. 

 
 
 
16. V. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für den 

Rettungsdienst der Stadt Bergisch Gladbach 
 0144/2021 

 
Herr Orth verweist auf die Tischvorlage zu diesem Tagesordnungspunkt. Bei dem Thema sei noch 
die Zustimmung der Krankenkassen offen. 
 
Herr Schäfer berichtet, dass es der Feuerwehr erfreulicherweise gelungen sei, die Zustimmung der 
Krankenkassen zu erzielen und man daher ohne Vorbehalt beschließen könne. 

 
Der Ausschuss gibt einstimmig folgende geänderte Beschlussempfehlung: 
 
Die V. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für den 
Rettungsdienst der Stadt Bergisch Gladbach wird in der als Anlage beigefügten Fassung 
vorbehaltlich des durch die Krankenkassenverbände zu erklärenden Einvernehmens 
beschlossen. 

 
 
 
17. VI. Nachtragssatzung zur Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für 

Sondernutzungen an öffentlichen Straßen –Sondernutzungssatzung– 
 0150/2021 
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Der Ausschuss fasst einstimmig bei einer Enthaltung der AfD-Fraktion folgenden 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften empfiehlt dem Rat der 
Stadt Bergisch Gladbach, die in der Sitzung vorgestellte VI. Nachtragssatzung zur 
Änderung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an 
öffentlichen Straßen –Sondernutzungssatzung– zu beschließen. 

 
 
 
18. Betrachtung der Handlungsoptionen bezüglich des Schulbaus in Bergisch 

Gladbach 
 0136/2021 

 
Herr Orth weist auf den geänderten Beschlussvorschlag des Hauptausschusses hin und verliest 
diesen. 
 
Herr Henkel verweist auf den im Hauptausschuss eingereichten Fragenkatalog, der aufgrund der 
Kurzfristigkeit zu diesem Ausschuss noch offene Fragen enthalte. 
 
Herr Dr. Bacmeister verweist auf den Fragenkatalog der CDU-Fraktion, für die Beantwortung sei 
die Verwaltung zuständig. Er erläutert aber, dass die Schulbau-GmbH eine 100%ige 
Tochtergesellschaft werden solle, daher die wesentlichen Kontrollmöglichkeiten gegeben seien 
und das Vergabeverfahren damit nicht ausgesetzt sei. 
 
Herr Röhr gibt den Hinweis, dass die Kontrollfunktion des Rates nicht im Schulausschuss 
stattfinden sollte, da dort nicht alle Fraktionen mit Stimmrecht vertreten seien. Das Thema Schule 
sei so wichtig, dass alle Fraktionen daran beteiligt werden sollten. 
 
Herr Henkel ergänzt die Ausführungen von Herrn Dr. Bacmeister, dass nicht das Thema 
Vergaberecht sondern tarifrechtliche oder steuerrechtliche Dinge zu klären seien. 
 
Herr Waldschmidt verweist darauf, dass der Beschluss nur besage, dass man nun in die 
konkretere Planung einsteige. Die nähere Ausgestaltung bzgl. Kontrollmöglichkeit und Ähnliches 
würde erst im laufenden Verfahren unter Mitwirkung der Politik entschieden. 
 
Herr Möller erläutert, dass die Bearbeitung der Fragen bereits zu ca. 80 % abgeschlossen sei. Die 
Vorlage sei erstellt worden, um zu klären, ob der von der Verwaltung eingeschlagene Weg der 
Richtige sei. Das Ziel sei gewesen, die Politik mit einzubeziehen, um dann weiter gehen zu 
können. 

 
Der Ausschuss empfiehlt dem Rat mehrheitlich bei einer Enthaltung der CDU-Fraktion und einer 
Gegenstimme der AfD-Fraktion den aus dem Hauptausschuss geänderten Beschluss: 
 
Der Rat erkennt den dringenden Handlungsbedarf an. Die Verwaltung wird beauftragt, die 
Voraussetzungen zur Gründung einer eigenen Schulbau GmbH in Bergisch Gladbach zu 
schaffen und im Zuge des Prozesses offene Fragen zu klären. 

 
 
 
19.1 Grundlagenprogramm zum Klimaschutz 
 0013/2021 

 
Der Ausschuss gibt mehrheitlich bei einer Gegenstimme der AfD-Fraktion folgende im 
Hauptausschuss ergänzte Beschlussempfehlung:  
 

I. Der Rat der Stadt Bergisch Gladbach beschließt, vorbehaltlich der 
Sicherstellung der Finanzierung im Haushalt 2021, die Verwaltung mit der 
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Erarbeitung eines Controlling fähigen und regelmäßig fortzuschreibenden 
Klimaschutzkonzepts zu beauftragen. Hierbei sind bereits vorhandene 
Konzepte (z.B. Klimaschutzkonzepte RBK, MobiK Bergisch Gladbach) soweit 
möglich zu berücksichtigen. 
 

II. Der Rat der Stadt Bergisch Gladbach beschließt, vorbehaltlich der 
Sicherstellung der Finanzierung im Haushalt 2021, die Teilnahme am 
„European Energy Award“. 

 

III. Der im Entwurf des Haushaltsplans 2021 vorgesehene Sperrvermerk über 
63.000 € im Produkt 14.736.2 Klimaschutzmanagement beim Sachkonto 
5281360 Sonstige Aufwendungen für Dienstleistungen wird nicht 
beschlossen. 

 

IV. Das Klimaschutzkonzept soll Klimaschutz nicht nur als abstraktes, isoliertes 
Ziel betrachten, sondern in das Thema Nachhaltigkeit einbetten und vor allem 
die großen Hebel hier vor Ort aktivieren. Dazu sollen die UN-
Nachhaltigkeitsziele als Kriterien herangezogen werden und auch der Schutz 
und Erhalt der lokalen Natur und Ökosysteme vor Ort in den Blick genommen 
werden. 

 

 
 

19.2 Antrag der CDU-Fraktion vom 11.01.2021 "Lokaler Einzelhandel und lokale 
Wirtschaft fördern - kostenlose Parkzeit auch in 2021 verlängern" 

 0057/2021 
 

Herr Henkel ergänzt für die Antragsstellerin, dass nicht nur die fehlenden Parkgebühren betrachtet 
werden dürften, sondern möglicherweise könne ein höherer Gewerbesteuerertrag erzielt werden, 
da der Kaufkonsum durch die entfallenden Gebühren angeregt werden könnte. Diese 
Gegenrechnung fehle ihm in der Vorlage. Natürlich mache der Antrag nur Sinn, wenn auch die 
Geschäfte wieder öffnen dürften. 
 
Herr Dr. Bacmeister informiert, er habe mit dem Betreiber des Löwen Centers gesprochen. Dieser 
habe dargelegt, es mache keinen wesentlichen Unterschied für den Handel, ob die kostenlose 
Parkzeit 15 oder 30 Minuten betrage. 
 
Herr Waldschmidt führt an, dass im Fachausschuss ausgiebig über das Thema gesprochen 
worden sei und man geeignetere Wirtschaftsförderung wie z. B. die Förderung der Attraktivität der 
Innenstadt benötige. 
 
Herr Haasbach widerspricht Herrn Dr. Bacmeister. Er habe aus dem Einzelhandel andere Stimmen 
gehört und dass man durch die Verlängerung der kostenlosen Parkzeit sehr wohl die Attraktivität 
der Innenstadt fördere. Die Fraktion halte daher an ihrem Vorschlag fest. 
Herr Dr. Engel denkt, dass die wenigsten wissen, dass es die „Brötchentaste“ gibt bzw. diese 
nutzen. 
 
Die AfD-Fraktion unterstützt den Vorschlag der CDU-Fraktion. Herr Sonnenberg ist der 
Auffassung, dass er hier eine Einzelmeinung des Löwen-Center-Betreibers aufgrund seines 
Sortiments sehe, da man die angebotenen Produkte eher nicht in 30 Minuten kaufe. Aber neben 
dem Brötchenkauf gehe man möglicherweise noch zur Apotheke oder zur Bank und könne 
mehrere Sachen erledigen. 

 
Der Antrag wird gegen die Stimmen der CDU-Fraktion, der AfD-Fraktion und der Fraktion 
Freie Wählergemeinschaft mehrheitlich abgelehnt. 
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19.3 Antrag der Freien Wählergemeinschaft für den Ausschuss für Finanzen, 
Beteiligungen und Liegenschaften vom 15.02.2021 - "Neubau eines Schul- und 
Vereinsschwimmbades" 

 0153/2021 
 

Herr Orth schlägt vor, erst über den Antrag der Freien Wählergemeinschaft und anschließend über 
den gemeinsamen Antrag der Grünen, der SPD und der FDP zu beraten. 
 
Herr Röhr möchte den Antrag, da dieser sehr frühzeitig gestellt worden sei, gerne um einen Punkt 
4 erweitern: Die Fraktion spreche sich für die 25m Bahn aus. Über die Breite, ob 8m oder 10m 
könne man zu einem späteren Zeitpunkt sprechen, wenn klar sei, ob es ein Baukastenmodell 
werde und ob das in der Breite überhaupt realisierbar sei. 
 
Herr Waldschmidt äußert, dass die Fraktion das Becken von 25m x 10m beantrage, da die 
Kostendifferenz zwischen einem 8m und einem 10m breiten Becken relativ gering sei. Bei 10m 
Breite sei die parallele Nutzung von zwei Schulklassen auch möglich, was dann entsprechende 
Vorteile in der Belegung hätte. 
 
Herr Henkel beantragt im Namen der CDU-Fraktion eine Breite von 8 Bahnen. 
 
Herr Orth fasst zusammen, dass dann erst die Breite von 8 Bahnen und dann von 10m abgestimmt 
werde. 
 
Herr Dr. Bacmeister möchte zunächst von Seiten der Verwaltung wissen, ob diese Größenordnung 
überhaupt realisierbar sei und wie die Verwaltung dazu stehe. 
 
Herr Rockenberg beantwortet die Frage, dass ein 10m breites Becken auf das Grundstück passen 
würde. 10m Breite entspreche vier Bahnen. Die Frage sei die des Baustils, ob man übereinander 
oder nebeneinander baue. Der Vorbehalt, was auf die Fläche passe, bestehe weiterhin. Außerdem 
stehe dann die Frage der Kosten im Raum. 
 
Herr Schäfer berichtet aus dem Haushaltsausschuss des Bundestages, dass der Zuschussantrag 
für das Bad keinen Erfolg gehabt habe. Spekulativ sei, ob möglicherweise eine andere Förderung 
für die abgelehnten Projekte infrage käme. 
Die Empfehlung sei, bei der Schuldendiensthilfe auskömmlich zu planen. 
Die Bädergesellschaft habe die Prüfung des Systembades zugesagt. Die wirtschaftlichste Variante 
solle gebaut werden; ggf. werde eine kleine Vorstudie in Auftrag gegeben, die nicht nur die Höhe 
der Investitionssumme sondern auch die Kosten anhand der Laufzeit prüfe. 
 
Herr Orth fasst zusammen, dass mit dieser Erläuterung die Ziffer 2 des Antrages erledigt sei. 
Es gehe um die konsumtive Schuldendiensthilfe für die Bäder GmbH im Haushalt, deren Höhe sei 
abhängig von der Dimensionierung der Wasserfläche. Und dazu gebe es Anträge, zum einen der 
„Ampel“ – 25m x 10m mit der finanziellen Folgewirkung, darüber werde hier abgestimmt. Dann 
gebe es einen weiteren Antrag der CDU-Fraktion – 8 Bahnen, je Bahn 2,5m – also 25m x 20,5m, 
unabhängig davon, ob es auf die Fläche passe, müsse es zweigeschossig geplant werden. 

 
Der Antrag der CDU-Fraktion über das Schwimmbecken mit einer Größe von 25m x 20,5m 
wird mehrheitlich gegen die Stimmen der CDU-Fraktion und der AfD-Fraktion abgelehnt. 
Der gemeinsame Antrag der GRÜNEN, der SPD und der FDP mit einem Schwimmbecken 
von 25m x 10m wird einstimmig beschlossen. 
 
Die Anregungen der Fraktion Freie Wählergemeinschaft werden an die Bädergesellschaft 
weitergeleitet. 

 
 

 
19.4 Entwurf des Stellenplans für das Haushaltsjahr 2021 
 0448/2020 
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Der Ausschuss folgt auf Empfehlung des Hauptausschusses im Vergleich mit dem 
Beschlussvorschlag der Vorlage geänderten Beschlussempfehlung an den Rat mehrheitlich gegen 
die Stimmen der CDU-Fraktion und bei Enthaltung der Fraktionen Freie Wähler und AfD-Fraktion 
gefolgt: 
 
Die unter den Punkten 2, 3 und 4 der Vorlage, in der Anlage 2 zur Vorlage sowie in der 
Tischvorlage dargestellten Vorschläge werden unter Berücksichtigung der folgenden 
Änderungen beschlossen: 
 
Im Stellenplan wird die Stelle einer/eines Beauftragten für den Rad- und Fußverkehr 
geschaffen. Das Aufgabengebiet in dieser Position soll im Groben die folgenden 
Themenkomplexe betreffen: 
- Unterstützung bei verkehrsplanerischen Aufgaben mit spezifischem Augenmerk auf die 

Belange des Fuß- und Fahrradverkehrs, 
- Unterstützung bei der Stärkung des öffentlichen Bewusstseins für den Fuß- und 

Fahrradverkehr durch Werbekampagnen, Fördermaßnahmen und Öffentlichkeitsarbeit in 
Bergisch Gladbach, 

- Erstellung eines Fortbildungsangebot für Mitarbeiter*innen innerhalb der Verwaltung, 
- Erstellung von Konzepten zur Förderung des Fuß- und Radverkehrs, 
- Prüfung von Planungen der Verwaltung und von Dritten auf die Belange des Fuß- und 

Radverkehrs, 
- Planung und Anlage von Fahrradabstellanlagen, 
- Ansprechpartner*in für Bürger*innen zum Thema Fuß- und Radverkehr, 
- Koordinierung von Fahrradaktivitäten der verschiedenen Vereine und Institutionen, 
- Regelmäßige Teilnahme an relevanten Konferenzen und Fortbildungsveranstaltungen, 

sowie kontinuierlicher Austausch mit anderen Behörden und Organisationen, z.B. AGFS. 
 
Es wird die Einrichtung von zwei weiteren Planerstellen nach EG 12 mit Sperrvermerken für 
den Stellenplan 2021 beschlossen. Der Rat behält sich vor, über die Aufhebung der 
Sperrvermerke zu entscheiden. 
 
Im Übrigen wird Kenntnis genommen. 

 
 
 
20. Haushalt 2021 
 0159/2021 

 
Herr Orth verweist noch einmal auf die Entscheidungsgrundlagen: 
 

1. Haushaltsplanentwurf aus Dezember 

2. Änderungslisten der Verwaltung 

3. Änderungen und Beratungen aus den Fachausschüssen 

4. Änderungsvorschläge der Fraktionen 

Er beabsichtige, in der folgenden Reihenfolge abzustimmen: 
 

1. Änderungsliste der Verwaltung 

2. Änderungen und Beratungen der Einzelvorlagen aus den Fachausschüssen -  

Ausschuss für Schule und Gebäudewirtschaft, Hauptausschuss, eigener Ausschuss 

3. Anträge aus Fachausschüssen zum Haushalt, die einzeln abzustimmen sind 

4. Einzelanträge aus dem Ausschuss 

 
Zu 1.: 
Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften empfiehlt dem Rat folgenden 
Beschluss: 
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Den Verwaltungsvorschlägen aus den konsumtiven und investiven Änderungslisten hat der 
AFBL mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU-Fraktion und Fraktion Freie 
Wählergemeinschaft bei Enthaltung der AfD-Fraktion zugestimmt. 
 
 
Zu 2.: 
Den Beratungsergebnissen aus Einzelvorlagen mit finanziellen Auswirkungen, die noch 
nicht im Haushaltsentwurf und der Änderungsliste enthalten waren, nämlich 

• Schuldigitalisierung 

• E-Government-Strategie 

• Rettungsdienstgebühren (die Tischvorlage aus dem AFBL liegt dieser Aktualisierung 
bei) 

• Schwimmbad Mohnweg (gegenüber der Änderungsliste zusätzliche 
Schuldendiensthilfe von 70.000 € in 2021 und je 140.000 € ab 2022 zur Realisierung 
eines 25m x 10m – Schwimmbeckens) 

stimmt der AFBL einstimmig bei einer Enthaltung der AfD-Fraktion zu. 
 
 
Zu 3.: 
Über Fachausschussempfehlungen zum Haushalt stimmt der AFBL einzeln ab. Folgende 
Empfehlungen wurden einstimmig ausgesprochen: 

• die Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und 
Gleichstellung von Frau und Mann zu einem Antrag der Ampelfraktionen, 25.000 € für 
Menschen in besonderen Notlagen, vorrangig für den Zuschuss an den Verein Die 
Platte e.V. zum Betrieb des Kältebusses und Ladenlokals 

• Entsprechend der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Wohnungswesen, 
Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann werden 5.000 € zur Verbesserung 
der Toilettensituation in der Stadtmitte bereitgestellt 

• Zur Empfehlung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Sport zu einem Antrag der 
Ampelfraktionen, 75.000 € für durch Corona in Not geratene Sportvereine und 25.000 
€ zur Aufstockung der Jugendförderung für alle Sportvereine 

 
 
Zu 4.: 
Schriftliche Anträge der Fraktionen im AFBL: 
 

• Antrag der Ampelfraktionen „Kulturpolitisches Leitbild“: 
Frau Bischoff erläutert, dass im gestrigen Hauptausschuss entschieden worden sei, 
die Entscheidung auf die Ratssitzung zu vertragen. Die Entscheidung über den 
Antrag wird auch im Finanzausschuss auf die Ratssitzung vertagt. 
 

• Antrag der CDU-Fraktion „Kosten für das Parkleitsystem in Bensberg in den 
Haushalt 2021 aufzunehmen: 
Herr Held erläutert, dass er den Antrag eingereicht habe, da er den dringenden Bedarf 
sehe und die Fertigstellung der einzelnen Bauabschnitte noch dauern würde; insofern 
könne man zweigleisig fahren. Man müsse nicht auf die Fertigstellung der Schlossstraße 
warten und könne die vier großen Parkplätze in Bensberg bereits für den Parksuchverkehr 
nutzen. 
 
Herr Waldschmidt erläutert, dass man hier in einem Untersuchungsverfahren sei und 
darüber im Ausschuss für strategische Stadtentwicklung und Mobilität unterrichtet werden 
solle. Er empfehle, auf die Ergebnisse zu warten. 
 
Herr Henkel erläutert, dass aus diesem Grund ein Sperrvermerk mit in den Antrag 
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genommen worden sei, der durch den Finanzausschuss aufgehoben werden könne, aber 
die finanziellen Mittel eingeplant werden sollten. 
 
Herr Waldschmidt sieht den zuständigen Fachausschuss zunächst in der Pflicht, darüber 
zu entscheiden. Im Finanzausschuss könne die Fachdiskussion gar nicht geführt werden. 
 
Herr Dr. Bacmeister unterstützt die Meinung von Herrn Waldschmidt, dass dieses Thema in 
den Fachausschuss gehöre. 
 
Herr Orth verweist darauf, dass jede Fraktion Anträge stellen könne und über diese, sofern 
sie nicht zurückgezogen werden, entschieden werde. 
 
Frau Bischoff erläutert, dass der Einzelhandel sowohl durch die Coronakrise als auch die 
andauernde Baustelle der Schlossstraße große Schwierigkeiten habe und dass ein 
Parkleitsystem den Einzelhandel sehr unterstützen würde. Es gehe nur darum, dass die 
Mittel im Haushalt zur Verfügung stünden, damit das Verfahren nach einem positiv 
beschiedenen Beschluss des Fachausschusses nicht noch länger dauere. 
 
Der Antrag wird mehrheitlich gegen die Stimmen der CDU-Fraktion und der AfD-
Fraktion abgelehnt. 
 
 

• Antrag der CDU-Fraktion „Förderung der Wiederaufforstung“: 
Da der Wirtschaftsplan des Immobilienbetriebs (Produktgruppe Land und 
Forstwirtschaft) betroffen sei, wird einvernehmlich entschieden, den Antrag in der 
Ratssitzung zu behandeln. 
 
 

• Die Entscheidung über den Antrag der Ampelkoalition zur finanziellen Entlastung der 
Bürgerschaft in Krisenzeiten wird einvernehmlich in die Ratssitzung vertagt. 
 

Abschließend empfiehlt der Ausschuss dem Rat mehrheitlich gegen die Stimmen der CDU-
Fraktion und der AfD-Fraktion den Haushalt unter Berücksichtigung des 
Haushaltsplanentwurfs, der Änderungslisten, der positiv entschiedenen 
Fachausschussvorlagen sowie der Anträge und der sich daraus ergebenden Auswirkungen 
(Abschreibungen, Auswirkungen auf das Schütt aus – hol zurück – Potenzials etc.), die die 
Verwaltung im Nachgang noch zu ermitteln hat, zu beschließen. 
 

 
Herr Orth unterbricht die Sitzung des Ausschusses von 18:40 bis 18:50 Uhr. 
 
 
 
21. Regelungen für die Übertragung von Ermächtigungen 
 0147/2021 

 
Der Ausschuss fasst einstimmig folgenden Beschlussvorschlag: 
 
Den vorgeschlagenen Regelungen wird gem. § 22 KomHVO zugestimmt. 

 
 

 
22. HSK-Controllingbericht zum 31.12.2020 
 0156/2021 

 
Herr Henkel führt an, dass das Controlling trotz des Verlassens des 
Haushaltssicherungskonzeptes nicht vernachlässigt werden, sondern eher gestärkt werden sollte, 
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damit der Zustand eines ausgeglichenen Haushalts auch nach 2024 aufrecht erhalten werden 
könne. 
Weiterhin sollten Quartalsberichte im Finanzausschuss und Rat erfolgen, damit man handeln und 
möglicherweise auch gegensteuern könne. 

 
Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
23. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen 2020 
 0149/2021 

 
Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
24. Grundlagenprogramm zum Klimaschutz 
 0013/2021 

 
Siehe TOP Ö 19.1. 
 

 
 
25. Anträge der Fraktionen 
  
 
25.1 Antrag der CDU-Fraktion vom 11.01.2021 "Lokaler Einzelhandel und lokale 

Wirtschaft fördern - kostenlose Parkzeit auch in 2021 verlängern" 
 0057/2021 

 
Siehe TOP Ö 19.2. 

 
 
 
25.2 Antrag der Fraktion BÜRGERPARTEI GL vom 20.12.2020 (eingegangen am 

21.12.2020): "Pilotprojekt zur Betriebskosteneinsparung durch Installation 
einer Photovoltaikanlage" 

 0566/2020/1 
 

Der Antrag wird einstimmig abgelehnt. 
 

 
 
25.3 Antrag der Freien Wählergemeinschaft für den Ausschuss für Finanzen, 

Beteiligungen und Liegenschaften vom 15.02.2021 - "Neubau eines Schul- und 
Vereinsschwimmbades" 

 0153/2021 
 
Siehe TOP Ö 19.3. 
 
 

 
26. Anfragen der Ausschussmitglieder 
  
Herr Orth informiert darüber, dass es im Vorfeld eine schriftliche Anfrage der FDP-Fraktion über 
die Aufschlüsselung von Aufwendungen für die Flüchtlingsarbeit gegeben habe. Die Beantwortung 
dieser solle allen Mitgliedern des Ausschusses zur Verfügung gestellt werden. 
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Herr Dr. Engel bittet ergänzend zu seiner schriftlichen Anfrage um eine Kostendarstellung 
hinsichtlich der unterschiedlichen existierenden Unterbringungsarten bspw. Containerunterkunft, 
freier Wohnungsmarkt, Pensionen oder Hotels und ggf. weitere. (Das Antwortschreiben ist dieser 
Niederschrift beigefügt.) 
 
Herr Sonnenberg stellt zwei Anfragen: 
1. Sind mittlerweile Coronazahlungen vom Land NRW oder der Bundesrepublik Deutschland an 
die Stadt Bergisch Gladbach geflossen, wenn ja, in welcher Höhe und wenn nicht, wie viel ist 
mittlerweile zugesagt? 
2. Wie haben sich die Gewerbesteuereinnahmen im zweiten Lockdown ab dem 16. Dezember 
entwickelt und wie ist die Einschätzung, wie es da jetzt weitergeht, solange die Läden geschlossen 
bleiben müssen? 
 
Herr Schäfer beantwortet die erste Frage: Im Dezember seien 10,4 Mio. € vom Land NRW als 
Entschädigung für die ausgefallene Gewerbesteuer eingegangen, allerdings setze das Land mehr 
auf die Möglichkeit der Coronaisolierung. 
Die zweite Frage werde schriftlich beantwortet.  

 
 

 

_   gez. Klaus Orth___ _gez. Anna-Lena Rohde_ 
 Ausschussvorsitzender Schriftführerin 
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